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Ilona Ostner

Am Kind vorbei - Ideen und Interessen in der

jüngeren Familienpolitik
Missing the Child - Ideas and Interests in Recent Family Policies

Die moderne Familie wurde schon mehrfach verabschiedet, ihre Funktionalität des

öfteren angezweifelt. Neu ist, dass heute die Familie in vielerlei Hinsicht disfunk¬
tional geworden zu sein scheint. Neu ist auch die Radikalität der vorgeschlagenen
Lösungen. Gefordert wird eine „De-Familialisierung" - die möglichst weitgehen¬
de Befreiung der Familie von ihren Betreuungspflichten - im Interesse des Erhalts

der Familie. Die Diagnosen und Lösungsvorschläge werden häufig von machtna¬

hen Eliten ohne Rückkoppelung an die Lebenspraxis empirischer Familien undKin¬

derformuliert. Deshalb sind sie so wirkungsmächtig. So begreifen z.B. Experten der

OECD oder der Europäischen Kommission die Familie in erster Linie in ihrer Funk¬

tion für den Arbeitsmarkt, - auch dann, wenn sie sich um die Geburtenrate, die

geschlechterspezifische Arbeitsteilung oder Defizitefrühkindlicher Erziehung sor¬

gen. Daher wundert es kaum, dass Kinder in den Diagnosen und vorgeschlagenen
Lösungen nur als Kosten und Gelegenheiten, die verringert bzw. genutzt werden müs¬

sen, vorkommen. Der Titel „Am Kind vorbei" spielt auf Ideen und Interessen an,

die Kinderfiir vielfältige Zwecke instrumentalisieren, empirische Kinder und ihre

Eltern dabei aber verfehlen. Der Beitrag erläutert diese Behauptung.

Thefamily has been often criticised. Only naivefunctionalists assume thefamily to

function as expected. At present, however, those critical ofthefamily identify mul¬

tiplefamilyfailures. The Solution to the many disfunctions which has been propos-
ed is both paradox and radical. It demands a significant „de-familialistion

"
- the

weakening offamily obligations to carefor one's own children and elderlyfamily
members - in order to safeguard thefamily. Elites wedded topowerdevelop assump¬
tions about thefamily andfamily practices - often with little reference to empirical
children 's and their parents' experiences - and they design the policy proposals.
Due to elitist influence these assumptions andproposals easily enterpublic debates
and agendas andsucceed to imprint on policies to restructure western welfare states.

OECD and European Commission experts.for instance. see thefamily primarily (if
not exclusively) as a function ofthe labour market. This holds true even in cases

when experts care about decliningfertility rates, persistent gender inequalities in

unpaid care or about deficient early childhood education. Unsurprisingly, children

enter assumptions andproposals as costs respectively as opportunities which must

either be reduced or taken. „Missing the child" alludes to the many ways by which

children are treated as means to ends beyond their daily experience. The essay ela-

borates this argument.

Einleitung

Die moderne Familie wurde schon mehrfach verabschiedet, ihre Funktiona¬

lität des öfteren angezweifelt. Man sprach vom Funktions„verlust", konterka¬

rierte diese Rede mit der vom Funktions„wandel", entdeckte mit den Lasten

der Familie auch deren Leistungen, um dann doch aufs Neue zu zweifeln, ob
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diese denn den Herausforderungen der Zukunft gewachsen sei. Auch die Lösung
- staatliche Hilfen, insbesondere öffentliche Betreuung, zu ihrer Entlastung -

ist nicht neu. Sie bestimmte schon die Ausführungen des Zweiten Familien¬

berichts 1975.

Die 68er hatten den Autoritarismus der Familie und deren Unfähigkeit, die

Geschichte konstruktiv zu bearbeiten, kritisiert. Die lange verzögerte Reform
des Ehe- und Familienrechts ist auch in diesem Zusammenhang zu sehen. Sie

wollten andere, „demokratisierte" Familien. Kindergärten und Schulen sollten

diese Demokratisierung einüben. Viele setzten nicht aufden Staat, sondern auf

Eigeninitiative und auf das, was heute „zivilgesellschaftliches Engagement"
genannt wird. Man traute dem Staat nicht, warnte vor dem „Sozialisationsstaat".
Jedes Plädoyer für öffentliche Betreuung stand unter Vorbehalt. Deshalb for¬

derten die 68er die Kontrolle und Mitsprache der Eltern in Kindergarten und
Schule. Es handelte sich gewiss um ein elitäres Projekt. Dennoch lohnt der

Blick zurück in die jüngere Geschichte.

Was sich seitdem geändert hat, sind die Diagnosen - man identifiziert heute

multiple Disfunktionalitäten der Familie. Neu ist auch die Radikalität der vor¬

geschlagenen Lösungen- zumindest deren Begrifflichkeit-wenn z.B. das Para¬

dox einer weitergehenden „De-Familialisierung" der Familie im Interesse des

Familienerhalts eingefordert wird (Huinink 2002, vgl. unten). Die Lösungs¬
vorschläge sind wirkungsmächtig, weil von machtnahen Eliten, nicht von sozia¬

len Bewegungen, etwa einer „außerparlamentarischen Opposition", schon gar
nicht „von unten", aus der lebensweltlichen Praxis der Betroffenen heraus for¬

muliert. Eliten entwerfen Modelle mütterlicher Erwerbsarbeit, die Bürgerrecht,
-pflicht und Geschlechtergleichheit zusammenbringen sollen. Offenbar ein frau¬

enfreundliches Projekt. Selten war so viel von citizenship - ein Begriff, den

nun auch das Deutsche kennt - die Rede. Die Wohlfahrt von Frauen, so Jane

Lewis (2001, 59), steht dabei keineswegs im Zentrum des Interesses. Von Kin¬

dern ist - wenn überhaupt - nur vermittelt die Rede.

Wer spricht für wen warum? Wie kommen Kinder in den Diagnosen vor? Und

in den vorgeschlagenen Lösungen? Nur als Kosten und Gelegenheiten, die ver¬

ringert oder genutzt werden müssen? Der OECD und der EU - hier sprechen
wichtige Akteure bzw. politische Eliten - ist die Familie längst zur Funktion

und zum Anhängsel des Arbeitsmarkts geworden. Familienpolitik - sie existiert

nur auf nationaler Ebene - soll in vielerlei Hinsicht nachziehen (vgl. OECD
1991; 2001). Was heißt das für Kinder und ihre Eltern? Solche Fragen einer

kritischen Sozialwissenschaft stehen im Mittelpunkt des Beitrags. Wie also kom¬

men Kinder in Deutschland in den politischen und wissenschaftlichen Diskursen

der Gegenwart vor?

Harry Hendrick (1994) zählt in chronologischer Folge die verschiedenen Sta¬

tus auf, die die englische Wohlfahrtspolitik den Kindern zugewiesen hat: vom

für Lohn arbeitenden Kind, zum Schul- und Familienkind, dann zum kindli¬

chen Rechtssubjekt. (Eine vergleichbare Studie für Deutschland ist mir nicht

bekannt.) Vieles begann mit der allmählichen Einschränkung der Kinderarbeit

und Ausdehnung der Schulpflicht, die Norm erlaubte zunächst die Kombina¬

tion von Halbtagsschule und Halbtagserwerb. Hendrick erinnert an die sozia¬

le Bedeutung der Erwerbstätigkeit für Kinder besitzloser lohnabhängiger Fami¬
lien: Sie gab diesen den Status des (fast) vollwertigen Familienmitglieds und
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damit einen Platz in der Gesellschaft, der nicht (allein) von der Herkunftsfa¬

milie abgeleitet war. Arbeit und Schule strukturierten den Alltag der Kinder

und schienen in den Augen vieler Wohlfahrtspolitiker das beste Mittel, um dro¬

hende Verwahrlosung zu verhindern. Wer hätte sonst die Kinder beaufsichti¬

gen sollen?

Die endgültige Durchsetzung des Verbotes der Kinderarbeit wandelte das Kind

zum „Familienkind". Familienlöhne der Männer und Einschränkungen der Ehe¬

frauenarbeit - das Modell des männlichen Ernährers und der vor-, zu- und nach¬

arbeitenden Frau - trugen zu dieser Verwandlung bei. Der ökonomische Wert

der Kinder für ihre Familien sank, der emotionale stieg. Da Eltern nun mehr

Zeit und Geld injedes einzelne Kind investierten, dieses auch von ihnen erwar¬

tet wurde, war der Rückgang der Geburtenzahl zu Beginn des 20. Jahrhunderts

die logische Folge. Die Kinder waren rechtlich zunächst der väterlichen, dann

der elterlichen Autorität und Sorge unterworfen. Väter und Mütter gaben ihre

Werte weiter und hofften, dass sich im Leben der Kinder die eigenen Anstren¬

gungen irgendwie auszahlten. Solche Kontinuitätserwartungen sind in moder¬

nen offenen Gesellschaften unrealistisch und strukturell unangebracht. Das

Väter- und Mütterwissen gilt nichts - darf auch nichts gelten, will man den

Fortschritt nicht einfrieren, so schon der Soziologe Talcott Parsons. Die Rela¬

tivierung des elterlichen Status wurde durch die Institutionalisierung von Kin¬

derrechten weiter vorangetrieben, das Kinderhaben für Frauen und Männer auch

dadurch zu einer begründungsbedürftigen, immer schwieriger zu begründen¬
den Entscheidung- vor allem dann, wenn keine Aussicht aufirgendeine Rück¬

gabe der elterlichen „Investitionen" bestand. Die Familiengründung schien unter

diesen Umständen eine Angelegenheit der „Traditionalisten" oder jener
„Altruisten" zu werden, die immer noch auf ein Zipfelchen Reziprozität hoff¬

ten.

An diesem Punkt - den Kinderkosten einerseits, der Bildung der Kinder für

eine offene Zukunft, andererseits - setzt Sozialpolitik heute an, diesmal aus

der Sicht eines mit subjektiven Rechten ausgestatteten Kindes. So hat das Kind

heute ein Recht aufeinen Kindergartenplatz, die GRÜNEN fordern eine (aller¬

dings am elterlichen Einkommen geprüfte) Grundsicherung für Kinder. Unter¬

suchungen zur Kinderarmut nehmen das Kind, nicht seine Eltern in den Blick:

als ob ein Kind, aber nicht seine Mutter, sein Vater arm sein könnten (vgl. dazu

Ostner 2002). Haben Kinder mit diesem Perspektivewechsel aufgehört, Objek¬
te von Politiken aller Art zu sein?

Die folgenden Ausführungen beschäftigen sich mit dieser Frage. Dabei gehe
ich davon aus, dass die Rede von der disfunktionalen Familie weitgehend die

Einstellungen von Eliten und die partikularen Interessen einflussreicher sozia¬

ler Gruppen widerspiegeln; dass dieser Interessenpartikularismus nicht nur

Gefahr läuft, viele Kinder und Eltern aus dem Auge zu verlieren, sondern

mit dieser Ignoranz auch deren Wohlfahrt aufs Spiel zu setzen. Die nächsten

Abschnitte stellen Problemdiagnosen, deren Träger (Interessen) und die von

ihnen vertretenen Lösungen vor. Danach folgt eine kurze Betrachtung der

verschiedenen Dilemmata, die die vorgeschlagenen Lösungen für Kinder und

ihre Eltern beinhalten können. Der Ausblick bindet die aktuelle kinderpoli¬
tische Diskussion zurück an die Frage der Machtverhältnisse im Politikpro-
zess.
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Problemdiagnose 1: Die multidisfunktionale Familie

Anders als in den späten 1960ern erhält heute der Zweifel an der Leistungs¬
fähigkeit der Familie paradoxerweise seine Nahrung aus beidem, dem Still¬

stand und dem Wandel der Familie in Deutschland: zum einen daraus, dass sich

die Familie und ihr Personal so wenig geändert hätten, strukturell und kultu¬

rell konservativ geblieben seien; dass zum anderen der Wandel der Familie, die

Vielfalt der Familienformen und familialen Lebensweisen eine sichere Orien¬

tierung der Kinder erschwerten. So sollen sich die Erziehungsstile bis heute

kaum geändert haben; sie seien nach wie vor kaum demokratisch, es domi¬

niere vielmehr „weiterhin autoritär-kontrollierendes, gleichgültiges, vernach¬

lässigendes oder inkonsistentes Erziehungsverhalten" (Schneider 2002, 16).
Ferner sei angesichts familialer Pluralisierung „das Bild der Familie, Familie

als eine funktionsfähige Haushaltsgemeinschaft von Kindern mit ihren leibli¬

chen Eltern, als ein verlässliches, einigermaßen dauerhaftes Interaktionsgefü-
ge, rückgebunden an stabile soziale Milieus, in tragfähige örtliche Strukturen

und Netzwerke (...) als erwartbare, selbstverständliche Normalerfahrung für

Kinder und Jugendliche brüchig geworden" (BMFSFJ 2002, 57).

Beide Diagnosen münden in eine vielfache Relativierung der Relevanz von

Familie, ihrer Sorge- und Erziehungsleistungen für die Kinder, letztlich für die

Gesellschaft - und in das Plädoyer für eine weitergehende „De-Familialisie-

rung". Es gebe weder einen gesicherten Hinweis darauf, schreibt Norbert Schnei¬

der (Schneider 2002, 18), dass die „traditionelle" - ich bevorzuge den Begriff
der „modernen", das heißt: der ehelichen und funktional differenzierten - Fami¬

lie „die bestmögliche Gewähr für eine glückliche und liebevolle Erziehung"
biete. Auch habe die Familienform „nur einen indirekten Einfluss aufdie kind¬

liche Entwicklung". Es komme vielmehr auf die Bindungsqualität zwischen

Eltern und Kind, auf die Qualität der Beziehung der Eltern, auf Persönlich¬

keitsmerkmale sowie auf die sozialen und materiellen Lebensbedingungen an.

Die Relativierungen gewinnen an Schärfe vor dem Hintergrund des Gebur¬

tenrückgangs einerseits, den Leistungsdefiziten deutscher Schulkinder im

OECD Vergleich andererseits. (Dabei wird allerdings selten erwähnt, dass

Deutschland nach wie vor im EÜ-Vergleich eine niedrige Jugendarbeitslosig¬
keit hat; dass es fernerjungen Erwachsenen- Frauen wie Männern- nach einer

beruflichen Ausbildung wiederum im Länder-Vergleich relativ gut gelingt, im
Arbeitsmarkt auf längere Zeit Fuß zu fassen.) Im ersten Fall - „Geburten¬

rückgang" - ist es, so die Diagnose, der Familienkonservatismus Deutschlands,
der die Verwirklichung des „Kinderwunsches" behindere und - will man die¬

se befördern - weniger statt mehr vom alten Familienmodell verlange. ZurVer¬

meidung des zweiten Problems - der „Leistungsdefizite" - müsse die Erzie¬

hung auf die möglichst frühe Qualifizierung des Kindes zielen, mehr denn je
Investition der Gesellschaft in deren bzw. ihre Zukunft sein - diese Investiti¬

on könne nicht allein, wenn nicht sogar sehr viel weniger in den Händen der

Eltern liegen. Schon hat Schweden seine Kindergärten in Vorschulen umbe¬

nannt. Die Vorschule beginnt für das Kleinkind nun im zweiten Lebensjahr.
Mit der Umbenennung verändern sich Ziele, Personal und Finanzierung der

Einrichtung.

Der festgestellte mehrfache Funktionsverlust - Erosion der Reproduktions-,
Erziehungs-, Bildungs- und der Orientierungsfunktion - der modernen, jetzt
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„traditionellen" Familie entzieht dieser offensichtlich die Legitimität, bevor¬

zugter Ort der Betreuung und Erziehung von Kindern zu sein. Die Einleitung
des Elften Kinder- und Jugendberichts (BMFSFJ 2002) trägt den Titel „Auf¬
wachsen in öffentlicher Verantwortung", die erste Zwischenüberschrift -

„Aufwachsen heute - in privater und öffentlicher Verantwortung" nimmt die

angekündigte Gewichtsverlagerung ebenso wortreich wie inhaltsleer zurück.

Eine zumindest rhetorische Rücknahme ist angebracht. Schließlich ist der

Art. 6 GG zunächst und vor allem als Abwehrrecht der Eltern gegenüber dem
Staat formuliert. Man mag dies bedauern - wie offensichtlich die Juristin

Sibylle Raasch (2002, 3) - weil damit einer Familienpolitik, die vorrangig
Geschlechterpolitik als Ergebnisgleichheitspolitik betreiben will, ansatzweise
auch einer Kinderpolitik die Hände gebunden sind. Das Bundesverfas¬

sungsgericht definiere „Familie konsequent als geschützten Privatraum, in

den der Staat nicht einzugreifen habe". Seiner Auffassung zufolge fordere

„das Prinzip des Art. 6 Abs. 1 GG gerade offenzulassen, wie die Entschei¬

dungen in der Familie sich bilden" (ebd.). Das BVerG habe, so Raasch, nur

solche Regelungen kassiert, die Frauen in der Familie schlechter stellten als

ihre Ehemänner. Indem die Bundesrepublik am Schutz der Privatsphäre der

Familie - auch aus schlechter historischer Erfahrung - festhält, teilt sie die

Werte des Liberalismus, nicht Konservatismus mit den gewiss modernen, viel

individualisierteren USA, mit Großbritannien und den Niederlanden, die eben¬

falls der Tradition des Liberalismus verbunden sind. Der direkte Eingriff in

die Privatsphäre der Bürger hat dagegen in Schweden eine sehr lange Tradi¬

tion (Myrdal 1945).

So beeilt sich der Kinder- und Jugendbericht zu betonen, es gehe keineswegs
um eine Verstaatlichung der Familie oder um eine „Überwältigung der Fami¬

lie durch den Staat durch angeblich fürsorgliche Eingriffe" (BMFSFJ 2002,
S. 58). Solchen Auffassungen liege ein überholtes Bild von den Staatsaufga¬
ben zugrunde. Die öffentliche Verantwortung, heißt es weiter ziemlich kryp¬
tisch, sei „heute vielmehr konstitutiv eingewoben in die private Verantwortung
für das Aufwachsen der Kinder und Jugendlichen". Schließlich müsse der Staat

im Sinne von Art. 6 Abs. 1 GG „positive Lebensbedingungen" für die Famili¬

en gewährleisten. Daher seien „die Lebensbedingungen so zu gestalten, dass

Eltern und junge Menschen für sich selbst und füreinander Verantwortung tra¬

gen können" (ebd., S. 59).

Können sie dies nicht? Warum nicht? Woran bemisst man ihr Versagen? Und
das bisherigen politischen Handels? Welche Lösung wird wie „konstitutiv ein¬

gewoben"? Die zitierten Aussagen reizen zu vielerlei Fragen und Einwänden.

So könnte man z.B. fragen, ob nicht stabile Zwei-Eltern-Familien nach wie vor

die relativ besseren Voraussetzungen dafür besitzen, alle vier Komponenten zu

vereinigen. Schließlich lebt immer noch die Mehrheit der Kinder in stabilen

Zwei-Eltern-Familien. Leben sie dort, haben sie auch häufiger Geschwister.

Neuere Studien zur Armut von Kindern und zum abweichenden Verhalten von

Jugendlichen legen solche Zusammenhänge durchaus nahe. Es fehlen aller¬

dings systematische und dynamische Vergleiche der Leistungen verschiedener

Familienformen für das Heranwachsen von Kindern und Jugendlichen, ihren

Bildungserfolg, die Chancen der Einmündung in den Arbeitsmarkt, ihr Ver¬

bleiben dort und den Weg in die eigene Familie.
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Problemdiagnose 2: Nicht erwerbstätig, kinderlos - aber eine

Lösung in Sicht

Nur im Zuge einer „weitreichenden De-Familialisierung, nämlich nur durch

Regelungen zur Gewährleistung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für

Frauen (und Männer)" werde beides, „ein verändertes Geschlechtsrollenregi¬
me und eine fortbestehende Familienorientierung der Menschen in Einklang
gebracht" (Huinink 2002,71). Nehme der Staat oder der Markt der Familie die

Kinder ab - das ist mit „De-Familialisierung" gemeint -, senken beide dadurch

die Opportunitätskosten des Kinderhabens, dann verwirklichen Frauen und Män¬

ner (wieder) ihren „Kinderwunsch". Schließlich können sie nun frei von Sor¬

ge und Ressentiment (auf Seiten der Frauen, wenn Geschlechterungleichheit
dominiert) erwerbstätig sein.

Dies erscheint unmittelbar einleuchtend: Je weniger Zeit Mütter undVäter täg¬
lich für ihr Kind aufbringen müssen, desto mehr Zeit bleibt für Erwerbsarbeit

und für weitere Kinder, falls diese gewünscht werden. Das zweifache Erwerbs¬

einkommen wiederum erlaubt auch finanziell die Verwirklichung der Mehr-

Kinder-Familie - idealerweise würden der Staat bzw. die Gesellschaft auch noch

einen großen Teil der Kosten des täglichen Lebensbedarfs der Kinder wenn

schon nicht übernehmen, so doch großzügig subventionieren.

Man kann das Argument auch umkehren: Je mehr eine Frau und ein Mann mei¬

nen, sich selbst um ihr Kind kümmern, viel Zeit und Geld einsetzen zu müs¬

sen, um so weniger neigen sie zur Familiengründung, verzögern diese oder

beschränken sich auf ein Kind. Fast könnte man vermuten, dass der engagier¬
te Vater die Entscheidung gegen ein zweites Kind wesentlich beeinflusst. Jeden¬

falls sieht Huinink in der Kinderlosigkeit vieler hochqualifizierter Frauen „ein
Signal für eine gesellschaftlich bedingte, schwierige Ausgangslage, in der das

individuelle Interesse an Familie und Beruf gleichermaßen groß ist, die Rah-

menbedingungen dafür, das eine zu tun, ohne das andere zu lassen, aber nicht

gegeben sind" (ebd.). Struktureller Zwang - hier in der Form eines „struktu¬
rellen Familialismus" (ebd., 51), gekennzeichnet als ein Regime, „das keine

oder nur ein schwach ausgebautes System staatlicher Familienpolitik" anbie¬

tet, - soll diese Kinderlosigkeit erklären. Sie kann durch „strukturelle De-Fami¬

lialisierung" bekämpft werden.

Denjenigen, die trotz der vielfältigen Kosten immer noch Kinder - überhaupt
ein Kind oder sogar mehr als eines - haben, wird eine starke „familialistische"

Orientierung nachgesagt. Huinink spricht hier vom „kulturellen Familialismus".
Müssen sie ihr kleines Kind „fremd" betreuen lassen, so bevorzugen sie „Mut¬

ter-Surrogate" (vgl. Kremer 2002): die eigene Mutter oder Schwiegermutter,
Kinderfrauen und Tagesmütter - und dies am liebsten nur in Teilzeit. Für ihr

Kind unterbrechen „familialistische" Frauen ihre Karriere, wechseln von Voll¬

zeit zu Teilzeit und behaupten sogar, mit dieser Entscheidung durchaus zufrie¬

den zu sein (vgl. Blossfeld/Hakim 1997; zu Arbeitszeitpräferenzen: Holst/

Schupp 1999; OECD 2002b). Deshalb schätzen sie auch den Elternurlaub,
wünschen sich möglicherweise nur ein verbessertes Erziehungsgeld. Sie ver¬

lassen sich aufdas Einkommen des Partners, erbringen dafür mehr Haus- und

Betreuungsarbeit und riskieren verringerte Erwerbs- und Einkommenschan¬

cen im weiteren Lebensverlauf, vor allem im Falle von Trennung und Schei¬

dung. Offensichtlich handelt es sich hier um „falsches Bewusstsein", Verken-
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nung der objektiven Lage, so auch die Sorge der OECD (2002b, 153f). Eine

„kulturelle De-Familialisierung", Huinink verwendet diesen Begriff interes¬

santerweise nicht, obwohl er sich logisch aus dem Aufbau seines Arguments
ergibt, setzt an den Geschlechterrollen an. In meinen Worten: Sie „de-femini-
siert" die Elternschaft in der Familie, schafft Geschlechteregalität zunächst und
vor allem durch eine Erhöhung der Erwerbsquote von Frauen - auch wenn die¬

se wiederum von Frauen (Dienstleistenden) für Frauen ermöglicht wird.

„Mehr Familie durch weniger Familie", so kann man das Fazit auf den Punkt

bringen, das Johannes Huinink am Ende seiner Analyse der Faktoren, die den

Anstieg der Zahl kinderloser (hochqualifizierter) Frauen bestimmen sollen,
selbst auf den ersten Blick „paradox" nennt. Der zweite Blick zeigt nämlich,
dass aufdem Weg zu „mehr Familie" (mehr Kinder, mehr Geschlechtergleich¬
heit) ältere Vorstellungen von Familie (Ernährermodell; vorrangige Betreuung
und Erziehung der Kinder durch die Familie) -jener Familialismus - abgelöst
werden (sollen).

Dem entspricht derTenor des Elften Kinder- und Jugendberichts (BMFSFJ 2002,
57). Gefragt sei „eine verstärkte öffentliche Absicherung und Unterstützung
des Aufwachsens in privater Verantwortung", eine „sekundäre Stabilisierung
des Aufwachsens in Familie". Denn trotz „des unbestritten hohen Lebensstan¬

dards großer Teile der Bevölkerung" sei es bis heute „in Deutschland nicht

annähernd gelungen, das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen durch

öffentliche Angebote so zu unterstützen und abzusichern, dass Kinderwunsch

und Gründung einer Familie problemlos realisiert werden können. Die jungen
Menschen scheitern vielmehr allzu häufig an der fehlenden verlässlichen

Zukunftsplanung in der diffusen Ungewissheit zwischen Kinderwunsch, Ver¬

antwortung, Pflicht, eigenen Lebensplänen und einer ungeklärten Allzustän¬

digkeit und Alleinzuständigkeit der Eltern - insbesondere der Mütter".

So viel Verwirrung und Orientierungslosigkeit, so viel Überforderung und Hilfe¬

bedarfwar offensichtlich noch nie. In öffentliche Verantwortung übergehen soll,
was Eltern anscheinend nicht mehr können.

Problemdiagnose 3: Das Veralten wohlfahrtsstaatlicher Arrange¬
ments (F.-X. Kaufmann)

Das Konzept der De-Familialisierung geht auf die Wohlfahrtsstaatstypologie
Esping-Andersens (1990) zurück. Bekanntlich entwickelte dieser drei norma¬

tive Gütekriterien moderner Wohlfahrtsstaatlichkeit und kombinierte deren Aus¬

prägung zu drei unterschiedlichen Welten des Wohlfahrtskapitalismus: der libe¬

ralen, der konservativen und der entwickeltsten, der sozialdemokratischen,
„Welt". Im entwickelten Wohlfahrtsstaat sollten die Erwerbstätigen erstens qua

Bürgerstatus einen Rechtsanspruch auf Sozialleistungen haben; diese sollten

zweitens so bemessen sein, dass die Erwerbstätigen im Fall der typischen Risi¬

ken des Erwerbslebens (dazu zählt auch die Elternschaft) auf hohe Lohner¬

satzleistungen zurückgreifen können („De-Kommodifizierung"); drittens

sollte Sozialpolitik schließlich die Gleichheit der Lebensverhältnisse, auch zwi¬
schen den Geschlechtern, fördern („De-Stratifizierung"). Die Geschlechter¬

gleichheit ließ sich aber nur durch ein verändertes Verhältnis von privater und
öffentlicher Sphäre herstellen. Feministinnnen führten für dieses Verhältnis das

Konzept der „De-Familialisierung" ein (McLaughlin/Glendinning 1994).
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Frauen, so die These, müssten, um dem Mann vergleichbar in denArbeitsmarkt

integriert zu sein, erst wie dieser „kommodifiziert" (beschäftigungsfähig), kon¬
kret: von der Pflicht, zuhause für Kinder und ältere Familienangehörige zu sor¬

gen, befreit, also „de-familialisiert", werden. Kinder sollten erst in der jüngs¬
ten Zeit - als Reaktion auf das Janusgesicht, das Kommodifizierung und De-

Familialisierung Müttern (und Vätern) inzwischen zeigt, - Einzug in femini¬

stische Überlegungen zur Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaates finden (zuerst
für die USA: Hochschild 1995).

Anscheinend fand die Idee, die hinter dem Konzept der De-Familialisierung
stand, rasch Eingang in die Stellungnahmen und Vorschläge von OECD und

EU. Feministinnen konnten erfolgreich für eine De-Familialisierung plädieren,
weil das überkommene „wohlfahrtsstaatliche Arrangement", z.B. das Ernäh¬

rer-Modell oder der Generationenvertrag, in die Krise geraten waren. Die Ursa¬

chen für diese Krise sind vielfältig. Sie können hier nicht dargestellt werden

(vgl. dazu: Kaufmann 1997; Ostner/Leitner/Lessenich 2001). Die meisten

Sozialwissenschaftler gehen davon aus, dass der Wohlfahrtsstaat zu einem

großen Teil seine eigene Voraussetzungen untergraben hat. Exogene Heraus¬

forderungen (die größere wirtschaftliche Verflechtung; die Erosion der Indust¬

riegesellschaft; der Untergang des Staatssozialismus usw.) beschleunigten nur

jenes Veralten des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements.

Gosta Esping-Andersen (1996; 1999) sah als einer der ersten im „Familialis¬
mus" den Kern einer überholten Wohlfahrtsstaatlichkeit: dieser verhindere die

Vermehrung von Dienstleistungstätigkeiten im öffentlichen und privaten Sek¬

tor, also Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen, erhöhe dadurch die Kosten

des Kinderhabens, was sich in niedrigen Geburten und in der Folge in der Kri¬

se der auf dem Generationenvertrag aufbauenden Sozialversicherungssyste¬
men der kontinentaleuropäischen Wohlfahrtsstaaten äußere. Ein neues Ver¬

ständnis von Familie müsse sich von diesem Familialismus verabschieden. Die

Befreiung der Familie von ihren Betreuungspflichten und die Individualisie¬

rung von Kindheit und Alter sollen wie so oft mit Blick auf Schweden, Däne¬

mark oder Finnland gleich mehreren politischen Zielen dienen: der Erhöhung
der Zahl erwerbstätiger Frauen, derVerwirklichung des „Kinderwunsches", kon¬

kret: der Steigerung der Geburten, insgesamt dem Umbau des Wohlfahrtsstaats

in Zeiten neuer ökonomischer Herausforderungen (vgl. Esping-Andersen / Gal-

lie / Hemerijk / Myles 2001).

Dieser Umbau wird seit den 1980er Jahren von der OECD entworfen, seit den

1990er Jahren beschäftigt sie sich dabei auch mit Fragen frühkindlicher Bil¬

dung (early childhood education), Betreuung von Kindern und alten Menschen

(care) und, wie sie es selbst nennt, „familienfreundlichen" Sozialpolitiken. Im
neuesten Employment Outlook (OECD 2001a; b) will sie das Zusammenspiel
von Familie und Erwerbsarbeit nun unmittelbar aus der Perspektive des

Arbeitsmarktes in den Blick nehmen und damit ihre früheren Studien weiter

ergänzen. Die Zielsetzung ist mehrdimensional. So heisst es in der einleiten¬

den Zusammenfassung der Studie (OECD 2002b, 29): „The main policy con-

cern addressed is that of encouraging a higher participation by mothers in paid
employment. This is important to maintain their labour market skills, to ensure

adequate resources for families and women living by themselves, and to make

further progress towards gender equity. In addition, the skills of mothers will
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be increasingly needed in the labour market as the population of working age

in most OECD countries begins to shrink. The chapter notes the probable rele¬

vance of the work/family relationship to fertility - the low fertility rates seen

in most OECD countries will exacerbate shortfalls in labour supply ifthey con¬
tinue".

„Familienfreundlich" sind nun die Maßnahmen, die die Beschäftigungsquote
aller Mütter, nicht nur die der qualifizierten Frauen, und die Fertilität erhöhen

bzw. zumindest nicht negativ beeinflussen. Kinderfreundlich sind sie insofern,
wie sie sich um die Geburtenrate sorgen, femer indirekt, weil sie die Armut von

Kindem Alleinerziehender in den Blick nehmen (vgl. Honig/Ostner 2001).

Ausgangspunkt der Studie bildet, wie bei Huinink, die These einer Polarisie¬

rung,
- allerdings nicht die zwischen Müttern mit hoher beruflicher Qualifi¬

kation versus kinderlose hochqualifizierte Frauen. Im Vordergrund steht viel¬

mehr die Polarisierung der Beschäftigung von Frauen im Alter zwischen 30

und 40 Jahren (wenn Familiengründung und Kinderbetreuung sich am stärks¬

ten auf die weibliche Erwerbsbeteiligung auswirken): Während qualifizierte
Frauen, auch Mütter, inzwischen fast so hohe Erwerbsquoten haben wie Män¬

ner bzw. Väter, stagniert die Beschäftigung von Müttern mit geringen berufli¬

chen Qualifikationen. Sie hinkt hinterher. Daher bestehe die Gefahr, dass vie¬

le schlechter ausgebildete Frauen „may become detached from the labour mar¬

ket and be unable to make a successful entry, or re-entry, later in life" (ebd.,
154). Da Teilzeit die Beschäftigungsform ist, die Mütter kleiner Kinder in den

meisten OECD-Ländern bevorzugen, sollte die Politik wenigstens die konti¬

nuierliche Teilzeitbeschäftigung und den späteren Übergang in die Völlzeitar-

beit fördern. In diesem Zusammenhang wird die Bundesrepublik (zusammen
mit den Niederlanden) einmal positiv erwähnt: Sie habe durch flexible Über¬

gänge von der Vollzeit zur Teilzeit und zurück sowie durch die soziale Absi¬

cherung dieser Übergänge den Verbleib imArbeitsmarkt auch für Mütter attrak¬

tiver gemacht (vgl. Teilzeit- und Befristungsgesetz 2001; Gesetz zum Eltern¬

urlaub 2000; höhere Bewertung der mütterlichen Teilzeitbeschäftigung in der

Rentenberechnung seit der Rentenreform 2001).

DerBericht identifiziert drei weitere „politikrelevante" Ergebnisse (a.a.O., 153):

dass, erstens, wenig überraschend, in Ländern, die über ein gutes öffentliches

und Markt-Angebot an Betreuung verfügen, Frauen auch in höherem Maße

beschäftigt sind. Wieder wird ausschließlich auf die skandinavischen Länder

verwiesen; dass, zweitens, Erwerbstätigkeit und die Betreuung von Kindem

sich wechselseitig substituieren. Mit der steigenden Erwerbsbeteiligung von

Frauen sei in allen OECD-Ländern die Geburtenrate gesunken. Dies gilt ins¬

besondere für diejüngeren Kohorten. Allerdings zeigen die Beispiele der USA
und der skandinavischen Länder, dass es keinen eindeutig negativen Zusam¬

menhang gibt. Die Mechanismen, die - wie z.B. in Schweden - dazu beitra¬

gen, dass sich Frauen zwar relativ spät für ein Kind, dann aber sehr rasch sogar

für ein zweites entscheiden, sind noch nicht untersucht. Im schwedischen Fall

spricht vieles dafür, dass die Ausgestaltung des Elternurlaubs das „Aufhol-

tempo" bestimmt: In einer Gesellschaft, die gut bezahlte längere Ausstiege
aus der Erwerbsarbeit nur Eltern (Müttern) ganz kleiner Kinder gewährt, bedeu¬
tet das zweite Kind eine Verlängerung der Möglichkeit häuslicher Betreuung
(von der die Erstgeborenen am meisten profitieren). Eine geburtenfördernde
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Ausgestaltung des Elternurlaubs funktioniert damit erst, wenn es keine ande¬

ren Anreize dafür gibt, das Kind selbst zuhause zu betreuen. Zu diesen Anrei¬

zen zählen auch handlungsleitende Normen. Schließlich, drittens, stellt der

Bericht fest, dass Unternehmen wenig Interesse an familienfreundlichen Maß¬

nahmen zeigen - am schwächsten ist dieses Interesse wiederum wenig über¬

raschend in den Ländern, in denen der Staat die Kinderbetreuung organisiert
und bereitstellt.

Perspektive 1: Vorbild Schweden?

De-Familialisierung ist offensichtlich die Strategie der Stunde. Neu ist sie nicht.

Die DDR hatte den Weg der „strukturellen" - keineswegs der „kulturellen" -

De-Familialisierung bekanntlich rigoros beschritten - ihn allerdings in den

1970er Jahren modifiziert. Sie schuf Erwerbsmöglichkeiten für Frauen, nicht

für Männer in der staatlichen Kinderbetreuung. Trotz öffentlicher Betreuung
und Subvention der „Kinderkosten" im großen Maßstab war die Geburtenra¬

te stetig gesunken. Die neue Sozialpolitik eröffnete Müttern (nicht Vätem) die

Möglichkeit, zumindest im ersten Lebensjahr selbst für ihre Kindem zu sor¬

gen (Trappe 1995; Dennis 1998; Ostner 1998). Der Staatssozialismus ist unter¬

gegangen, viele sagen auch wegen der Kosten der Sozialleistungen, denen kei¬

ne kompensierenden wirtschaftlichen Leistungen gegenüberstanden.

Warum nicht die USA?

Wer heute Kinderzahl, Beschäftigung und Geschlechtergleichheit zusammen¬

bringen will, schaut nicht mehr auf die DDR und selten nach den USA. Die

Ergebnisse zum Zusammenhang von Grad der De-Familialisierung,
Geschlechtergleichheit und Fertilität seien im Fall der USA nicht eindeutig, so

Huinink (ähnlich Meyers/Gornick/Ross 1999, aufdie sich Huinink bei der Ent¬

wicklung seines Bezugsrahmens weitgehend bezieht; zur Komplexität des

Zusammenhangs von Familiengründung und Beschäftigung von Müttern, vgl.
Daly 2000). Dabei kann man gerade von den weniger eindeutigen Fällen und

den „Ausreißern" für das Argument - und für die politischen Schlussfolge-
rungen, wo und weil sie getroffen werden - lernen. Schließlich weisen die

USA mehr als jedes andere westliche Land eine hohe Völlzeitbeschäftigung
von Frauen in einem relativ gering segregierten Arbeitsmarkt, also relative Chan¬

cengleichheit, und eine vergleichsweise hohe Geburtenrate auf - und dies,
obwohl der Staat (richtiger: die einzelnen Bundesstaaten) keine Kinderbetreuung
anbietet und die Ehe nach wie vor steuerlich begünstigt.

Nicht die Zielerreichung, sondern die Mittel zum Ziel werden im amerikanischen

Fall meist skeptisch betrachtet: ein, will man in der Sprache Huininks bleiben,
nach wie vor starker „struktureller und kultureller Familialismus", die der Domi¬

nanz des Liberalismus geschuldete Ablehnung jeder staatlichen Intervention in

die Privatheit ehelichen und elterlichen Handelns, sofern dieses denNormen selbst¬

verantworteter Partner- und Elternschaft entspricht und der Gesellschaft keine

Kosten aufbürdet, bei durchgängiger Betonung der Relevanz von Ehe, auf Ehe

gegründeter Familie und des Marktes für die Selbsthilfe der Bürger (Mead 1996).
Nicht Egalitarismus, sondern Positions- und Einkommensdifferenzierungen in

einer relativ offenen Gesellschaft ermöglichen diese Selbsthilfe. Zwar werden

inzwischen als Reaktion aufden mit der welfare reform von 1996 vorgesehenen
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Arbeitszwang für alleinerziehende Sozialhilfebedürftige Stimmen laut, die sich

für eine Kinderbetreuungspolitikeinsetzen (vgl. Levy/Michel 2002). Einige mei¬
nen sogar, dass man nie die Hoffnung aufeinen Pfadwechsel der amerikanischen

Politik aufgeben solle (Mahon 2002, 11). Eine „De-Familialisierung" fordert

jedoch niemand. Amerikanische Familien wissen, dass sie aufFrauen angewie¬
sen sind, die für ihre Kinder sorgen, während sie selbst einer langen Vollzeitbe¬

schäftigung nachgehen (Hochschild 2001). Wie in Schweden, Frankreich und

anderen Ländern mit einer hohen Erwerbsbeteiligung von Müttern

(Heinen/Martiskainen 2001; Morgan 2002) ruht die Geschlechtergleichheit am
Arbeitsmarkt auf den Schultern von betreuenden Frauen.

Schweden - Ideal und Wirklichkeit

Der Blick richtet sich jedenfalls nicht auf die USA, sondern auf Schweden.

Auch dort sind fast alle Mütter erwerbstätig. Die Geburtenrate war zumindest

bis Mitte der 90er Jahre vergleichsweise hoch, auch wenn sie wie in allen west¬

lichen Ländern unterhalb der Reproduktionsrate blieb. Und Schweden führte

jüngst den „Vater-Monat" ein - dies allerdings zu Lasten des Elternurlaub.

Nimmt ein Vater diesen Monat nicht in Anspruch, verkürzt sich der Elternur¬

laub bzw. reduziert sich die Lohnersatzleistung. Gerechtfertigt scheint diese

punitive Regelung, die unmittelbar in die private Sphäre elterlicher Arbeits¬

teilung eingreift, durch das offensichtlich höhere politische Ziel der

Geschlechteregalität,jene „kulturelle De-Familialisierung", die in Gestalt einer

„De-Feminisierung" der Elternschaft daherkommt.

Das Potential des schwedischen, dänischen und finnischen Wohlfahrtsstaats,
mehrere politische Ziele mit einer Strategie, eben jener De-Familialisierung,
erreichen zu können, ist auf den ersten Blick beeindruckend. Da kann leicht

übersehen werden, dass der schwedische Arbeitsmarkt wie kaum ein anderer

der westlichen Welt „geschlechtersegregiert" ist. Frauen helfen in den skandi¬

navischen Ländern Frauen, erwerbstätig zu sein. Sie tun dies - anders als in

Deutschland, den Niederlanden oder in Italien - verberuflicht und zwar über¬

wiegend als Beschäftigte des öffentlichen Sektors, femer in langer Teilzeit (30-
Stunden-Woche). Die Privatwirtschaft, vor allem die höherqualifizierten und
besserbezahlten Positionen, sind die Domäne der vollzeitbeschäftigten Män¬
ner. Dies erklärt auch die nach wie vor vorhandene geschlechterspezifische
Einkommensungleichheit und den geringeren Beitrag von Frauen zum Haus¬

haltseinkommen. In der feministischen Wohlfahrtsstaatsdebatte ist dieser Bei¬

trag ein Indikator ehelicher Machtverhältnisse. Von Geschlechteregalität kann
daher keine Rede sein. Daran ändern auch die größere Bereitschaft der Väter,
die bezahlte Freistellung zur Pflege kranker Kinder zu nehmen, und der indi¬

rekte Zwang zum Vater-Monat wenig. Hinzu kommen die Individualbesteue-

rung und die individualisierte Alterssicherung, die jede Reduktion der

Erwerbsarbeit unter die Grenze langer Teilzeit empfindlich bestraft. Nicht zu

vergessen die niedrige Kaufkraft der schwedischen Krone: Auf eigene Füße

gestellt kann keine Frau, kann kein Mann die eigene Existenz einigermaßen
problemlos sichern. Man muss sich in Paarhaushalten zusammentun, auch um

das Wohneigentum - Schweden ist ein Wohneigentümer-Land - abbezahlen

zu können. So werden zwar Geschlechteregalität und Individualisierung hoch

gehalten: In der Wirklichkeit lassen sich beide nur mit großen Abstrichen am

Ideal leben.
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Grenzen des Politiklernens

Der Rückgriff auf Regime anderer Länder - als Aufforderung zum „Regime-
Shopping" - ist problematisch, vernachlässigt er doch deren historische

Gewordenheit und die vielfältigen Voraussetzungen, in die wohlfahrtsstaatli¬

che Institutionen eingebunden sind. So handelt es sich bei den häufig zitierten

Musterländem um kleine Ökonomien mit vergleichsweise niedriger Bevölke¬

rungszahl und - noch - um Konsensdemokratien (zum Konzept vgl. Lijphart
1968). Für die nordischen Länder kommt die seit langem durchgehaltene sozi¬

alstrukturelle und kulturelle Homogenität hinzu, die den Konsens ebenso för¬

dert wie die Identifikation mit dem Staat, der für das Volksheim sorgt. Man

könnte deshalb von den skandinavischen Ländern in Kategorien einer verall¬

gemeinerten Gemeinschaftlichkeit („Völksheim") sprechen, falls solch ein Kon¬

zept existierte. Citizenship gewinnt hier eine andere Bedeutung.

Erosionstendenzen in Gestalt populistischer Bewegungen zeichnen sich auch

in diesen Ländern ab. Sie gefährden die Unterstützung steuerfinanzierter uni¬

versalistischer Sozialleistungen, die bisher zu jener De-Familialisierung bei¬

getragen haben. Diese sind in sozialstrukturell und kulturell heterogenen Gesell¬

schaften - sei es eine kleine wie die Niederlande oder eine große wie die USA
- nicht durchzusetzen. Insofern ist Monique Kremer (2001, 128) zuzustim¬

men, wenn sie mit Blick auf die Ausgestaltung der Kinderbetreuung in den

Niederlanden und in Belgien die liberalistische Nicht-Einmischung in Famili¬

enangelegenheiten und das Insistieren auf pluralistische Lösungen und Wahl¬

freiheit, die die heterogenen sozialen Gruppen am besten für sich selbst bestim¬

men und schaffen, als konfliktvermeidende Lösung offener, heterogener
Gesellschaften beschreibt.

Hier soll keineswegs derThese von der Pfadabhängigkeit sozialpolitischen Wan¬

dels, wie sie Esping-Andersen (1996) in seiner Skepsis gegenüber der Fähig¬
keit z.B. Deutschlands, dem Familialismus den Rücken zu kehren, und von Paul

Pierson (1998) vertreten wird, uneingeschränkt das Wort geredet werden. Bei¬

de behaupten, dass Wohlfahrtsstaaten auf Herausforderungen bestenfalls

durch inkrementellen Wandel reagieren können, da die Nutznießer (zugleich
Wähler) des alten Systems zahlreich sind und aufgrund der großen Zahl auch

Widerstand mobilisieren können. Deshalb reproduziert sich noch im Versuch

der Neujustierung der Sozialpolitik deren alte - liberale, konservative oder

sozialdemokratische - Logik. Läuten die Protagonisten der De-Familialisie¬

rung nicht einer radikalen Wandel der Familienpolitik ein?

„De-Familialisierung" kann für drei, nur analytisch zu trennende, Aspekte des

sozialpolitischen Wandels stehen: erstens, für einen Wandel in der Definition

der Probleme („multidisfunktionale Familie"), zweitens kündet De-Familiali¬

sierung von einer grundsätzlich veränderten Sicht auf das, was Familie noch

sein soll (Funktion des Arbeitsmarkts); schließlich und drittens kann die Dis¬

kussion über das „weniger Familie im Interesse von Familie" eine Verände¬

mng der Instrumente einleiten und begleiten. Ich knüpfe hier an Peter Halls

(1993) Unterscheidung dreier Stufen des Politikwandels an. Als „first order

change" bezeichnet Hall Änderungen des Umfangs und der Höhe einer bereits

existierenden Sozialleistung (Anhebung des Kindergelds; Ausweitung des

Betreuungsangebotes). „Second order change" verweist demgegenüber aufeinen
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Wandel in der Wahl der Instrumente, was bereits einen Wandel in den Zielen,
für die diese Instrumente eingesetzt werden, impliziert. Die Wahl neuer Instru¬

mente kann alten Zielen besser dienen als das Festhalten an alten. Das Plä¬

doyer für eine systematische De-Familialisierung und die Entwicklung ent¬

sprechender Instrumente könnte aber auch das, was Hall „third order change"
nennt - in unserem Fall einen Paradigmenwechsel in der Politik mit Familie
und Kindern -, anzeigen . Ob und wie solch ein Paradigmenwechsel in der
deutschen Familienpolitik tatsächlich stattfindet, ist zur Zeit noch offen. In Rich¬

tung „Schweden" wird er sich nicht bewegen, weil dafür die sozialstrukturel¬

len und kulturellen Voraussetzungen fehlen. Dennoch waren und sind Pfad¬

wechsel auch in der Bundesrepublik möglich.

Perspektive 2: Geschlechterpolitische Allianzen - Investment ins
kindliche Humankapital? Vermeidung kindlicherArmutsrisiken?

Das Gleichberechtigungsgebot habe es bisher nicht geschafft, das Interventions¬
verbot zum Schutz von Ehe und Familie zu konterkarieren. Es spiele innerfa¬
miliär keine oder nur eine sekundierende Rolle. Der Staat als Sozialstaat rea¬

giere nur. Er müsse „die Bälle sozial so abgefedert zurückspielen, wie sie ihm
die Familie von innen heraus zuspielt". Gleichberechtigung könne nach der

Rechtsprechung des BVerfG „nur unter den jeweils durch die Familie schon

vorgegebenen Bedingungen hergestellt werden" (Raasch 2002, 3). Dabei sei
eine egalitäreAufgabenverteilung innerhalb der Familien aufdie besondere staat¬

liche Unterstützung angewiesen; sie dürfe eben nicht „dem angeblich freien

Aushandlungsprozess der Ehepartner überlassen bleiben" (ebd., 10). Die

Bedingungen der Familie haben sich aber offensichtlich gewandelt.

Nach ihrem Durchgang durch die Kinderbetreuungspolitiken verschiedener

westlicher Länder kommt Rianne Mahon (2002, 20) zum Schluss, dass sich

diejeweiligen Wohlfahrtsstaaten pfadabhängig inkrementell oder den Pfad ver¬

lassend radikal ändern. Die Erosion des Ernährer-Modells biete die Chance

dafür, dass egalitärere Familienformen entstünden. Sie kann überhaupt für die

Durchsetzung von mehr Geschlechtergleichheit genutzt werden: Wenn von Ehe¬

frauen und Müttern erwartet wird, dass sie gleich dem Mann zum Haushalts¬

einkommen und zur eigenen Existenzsichemng beitragen, dann sind sie auf

öffentliche Hilfen zur Betreuung der Kinder angewiesen. Die De-Familiali¬

sierung wäre demnach im öffentlichen Interesse. Frauen, so ein Fazit, haben
heute bessere Gelegenheiten denn je, eine Entlastung von Familienpflichten
im Interesse der Gleichheit der Geschlechter durchzusetzen.

Trotz aller Rhetorik: Die Geschlechteregalität ist alles andere als ein vorrangiges
Ziel aktueller Politiken der Kinderbetreuung. Deshalb haben Feministinnen ihr
Interesse in Repräsentationen gepackt, die ihnen neue Koalitionen eröffnen. „Inve¬
stition ins kindliche Humankapital" (early childhood education) stellt solch eine

Repräsentation dar, mit der sich die Ausdehnung der außerhäuslichen Bildung der
Kindervon Kleinkindesbeinen an erfolgreich begründen lässt. DaherhabenAdvo¬

katinnen der öffentlichen Betreuung oft gemeinsame Sache mit Protagonisten früh-

kindlicher Erziehung und Bildung gemacht. Die Begründung „Bildung" schreckt
eine Öffentlichkeit, die der öffentlichen Betreuung von Kindem zurückhaltend

gegenübersteht, weniger ab. Darüberhinaus versprechen „Vorschuleinrichtungen
eine bessere Ausstattung und besser ausgebildete Betreuerinnen.
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Folgerichtig haben Vorschulverfechter Einwände gegen die frühe öffentliche

Betreuung mit dem Verweis auf den sozialen, emotionalen und kognitiven
Gewinn, den Kinder aus der Gruppensituation ziehen, abwehren können. Sie

waren, so Michel (2002, 334), auch eher in der Lage, universalistische Ange¬
bote durchzusetzen. Diese sind, weil sie auch Mittelschichten ansprechen, von
besserer Qualität und damit auch teurer. Das Qualitätsargument, in das sich

auch so manches feministische Plädoyer für die fruhkindliche Vorschulerzie¬

hung kleidet, kann zu dem führen, was Michel (ebd.) „pricing child care out

ofthe market" nennt. Manche Gesellschaften sehen sich dann nicht in der finan¬

ziellen Lage, diese hochwertige Erziehung und Betreuung anzubieten.

Der Erfolg, den Frauen möglicherweise in Sachen „Vorschule" erzielen,
erweist sich geschlechterpolitisch als zweischneidig. So haben z.B. auch Kin¬

der aus „traditionellen" „familialistischen" Familien Zugang zurVorschule. Jede

Verkuppelung geschlechterpolitischen mit anderen aktuellen Interessen hat bis¬

her aufMütter, damit oft auch auf ihre Kinder, negativ zurückgewirkt. Wer auf

die Notwendigkeit verweist, das Armutsrisiko der Kinder durch die mütterli¬

che Erwerbsarbeit zu vermindern, landet, wie in den USA oder in Großbri¬

tannien rasch - und vorjedemAnspmch aufKinderbetreuung - bei der Pflicht,
eine Beschäftigung aufzunehmen. Armen, auf Hilfe angewiesenen Familien

wurden bis in das 20. Jahrhundert hinein die Kinder weggenommen. Das Recht

aufdas Kind und die Sorge für das Kind auch im Falle der Hilfsbedürftigkeit
stellten insofern einen sozialen und kulturellen Fortschritt dar. Dies erklärt mög¬
licherweise auch die von der OECD beklagte niedrigere Erwerbsquote gering¬
qualifizierter Mütter und verweist aufeinige Grenzen „de-familialisierenden"
- damit auch „de-feminisierenden" - Betreuungspolitiken.

Grenzen der De-Familialisierung

Die Grenzen einer Strategie des „weniger Familie im Interesse von Familie"

liegen nicht im einmal eingeschlagenen Pfad; sie liegen in den Kindem und

deren Müttern (vgl. zum folgenden ausführlich Michel 2002). Mit der Kin¬

derbetreuung verbinden sich, wie gezeigt werden sollte, unterschiedlichste Ideen,
Interessen und Ziele. Feministinnen sind Akteure unter anderen und keines¬

wegs die wichtigsten. Darüberhinaus sprechen sie nicht mit einer Stimme. Zwar,
so Michel (ebd., 333), müsse jede Frau wissen, dass öffentliche Hilfen zur

Betreuung von Kindem ein wesentliches Element zur Förderung ihres Bür¬

gerstatus sei. Dennoch seien Frauen nur halbherzige Advokaten, wenn es um

ein Recht aufaußerhäusliche Betreuung von Kindem gehe. Das liege vor allem

daran, dass Mütter wissen, dass dieses Recht nicht nur sie, sondern auch ihre

Kinder und mit diesen auch etablierte Vorstellungen von einer guten Kindheit

in einer guten Gesellschaft betrifft.

Mütter verpacken häufig ihre Ambivalenz gegenüber einer allzu frühen und

allzu langen Betreuung gerade kleiner Kinder in den Zweifel an der Qualität
der angebotenen Dienstleistung. Sie wünschen, dass ihrem Kind besondere Auf¬

merksamkeit geschenkt wird, was ein Betreuungsverhältnis von 1:2 wenn nicht

sogar 1:1 verlangt. Für Gesellschaften, die das Qualitätsargument der Eltern

und Experten emst nehmen, kommt daher der Elternurlaub billiger. Dieser wird
wiederum von Mütter mit wenig qualifizierten und interessanten Jobs beson¬

ders gerne genommen. Es sind solche Ambivalenzen, die nicht nur Feminis-
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tinnen von radikalen Forderungen nach Kinderbetreuung - radikaler „De-Fami¬

lialisierung" - abrücken ließen.

Derartige Ambivalenzen existieren nicht in allen westlichen Gesellschaften.

Wendy Sims-Schouten (2000) hat signifikante Unterschiede in der Einstellung
von griechischen, englischen und finnischen Eltern zur öffentlichen Kinder¬

betreuung ausgemacht. Finnische Eltern erwähnen das Thema der Betreu¬

ungsqualität überhaupt nicht. Die Betreuung ist professionell, und professio¬
nelle Betreuerinnen wissen, so die finnische Überzeugung, was Kinder brau¬

chen. Die befragten griechischen Eltern wenden sich strikt gegen die öffentli¬

che Betreuung. Sie wollen und brauchen sie nicht, misstrauen ihr. Die Ein¬

stellungen englischer Eltern bewegen sich zwischen denen der griechischen
und der finnischen. Sie sind immer noch überzeugt, dass sich die Sozialpoli¬
tik möglichst nicht in die Verantwortung der Familie, ihre Kinder zu betreuen,
einmischen sollten. Sie bevorzugen daher „Mutter-Surrogate", nannies oder

Tagesmütter, wenn sie ihre Kinder nicht selbst betreuen können, sind deshalb

auch mit dem geringen Angebot an öffentlicher Betreuung, das sie vorfinden,
zufrieden.

Was folgt aus solchen Unterschieden? Protagonisten der De-Familialisierung
werden die englischen und ganz gewiss die griechischen Einstellungen als „fami-
lialistisch" und unzeitgemäß interpretieren. Sie tun dies auf der Basis eines

einsinnigen Verständnisses des sozialen Wandels und derVerkennung der Kom¬

plexität der Kinderbetreuung. Andere, darunter auch einige Feministinnen, wür¬
den die Ambivalenzen gegenüber der außerhäuslichen Kinderbetreuung zum
Anlass nehmen, darauf aufmerksam zu machen, dass die fortschreitende Inte¬

gration aller Erwerbsfähigen - die Kommodifizierung von Frauen und Män¬

nern gleichermaßen - mit einem Verlust von Recht und Möglichkeit, die eige¬
nen Kinder zu betreuen, einhergeht; dass viele Eltern aber diese Möglichkeit
wahrnehmen wollen. Daher unterscheiden Wissenschaftlerinnen wie Knijn und
Kremer (1997), Lewis (2001) oder Hochschild (1995) auch zwischen ver¬

schiedenen Leitbildern der Betreuung (ideals of care), einerseits, der Freiwil¬

ligkeit der Erwerbstätigkeit und dem Arbeitszwang andererseits. Wie bereits

erwähnt, erleben gerade die am wenigstens privilegierten Frauen beides: Zwang
zur Erwerbstätigkeit undVerlust der Möglichkeit, die eigenen Kinder zu betreu¬

en.

Jane Lewis (2001) geht noch einen Schritt weiter. Sie zeigt, dass die Erosion

des Ernährermodells keineswegs - und schon gar nicht gradlinig - zum Modell

der individualisierten, de-familialisierten Erwerbsgesellschaft führt, das sie das

„adult workermodel" nennt. Stattdessen identifiziert sie wenigstens sechs unter¬

schiedliche Muster, nach denen Individuen und Haushalte Erwerbs- und Fami¬

lienarbeit zusammenbringen. Zwar findet der Übergang vom Ein- zum Zwei¬

verdiener-Haushalt statt. Aber das Zwei-Karrieren-Modell hochqualifizierter
Partner, die „de-familialisiert" Betreuungsleistungen am Markt oder vom Staat

nachfragen, bleibt eher minoritär. Die Mehrzahl der Haushalte besteht noch

lange Zeit aus einem vollzeitbeschäftigten Mann und einer Frau, die in unter¬

schiedlichemAusmaß (gering, mittel, lang) teilzeitbeschäftigt ist und den größe¬
ren Teil der Betreuung der Kinder trägt. Zu einem sozialen Problem und Risi¬

ko wird das undifferenzierte „adult worker model" - dies gilt auch für die De-

Familialisierung -, wenn es nicht als bloße Leitidee genommen, sondern als
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Normalität unterstellt wird; wenn schließlich in der Folge „governments legis-
late on the basis of an ,ought' rather than an ,is' (Lewis 2001, 161).

Ausblick

Diagnosen einer problematisch gewordenen Familie, die der öffentlichen Ver¬

antwortung bedarf, werden häufig von Experten vorgetragen, die politiknah
sind und / oder Politik unmittelbar beraten. Dies gilt sicher für alle an der Fami¬

lien- oder der Kinder- und Jugendberichterstattung Beteiligten. Sie unterstel¬

len - meist vor jeder oder nach nur flüchtiger affirmativer empirischer Analy¬
se -, dass ein Problem existiert und nur seiner politischen Lösung harrt. Rena¬

te Mayntz (2001) würde hier von einem „Problemlösungsbias" sprechen. Dabei
wird im übrigen von der Fiktion ausgegangen, dass diese Problemlösung in

erster Linie, wenn nicht sogar ausschließlich, „gemeinwohlorientiert" sei. Die

Frage, inwieweit das vom politisch Handelnden Angestrebte tatsächlich einem

vorgestellten Gemeinwohl dienen soll und - vorausgesetzt, dieses ließe sich

ohne weiteres identifizieren - auch dienen wird und nicht vielmehr einer für

den politischen Selbsterhalt relevanten oder anderweitig mächtigen Gmppen,
wird gar nicht gestellt. Damit, so Mayntz, hängt die Ausblendung einer zwei¬

ten Frage zusammen: Ginge es tatsächlich und vorrangig um die Lösung eines

gesellschaftlichen Problems, müsste die Qualität der zugrundeliegenden Prob¬

lemdiagnose und der Lösung (Passgenauigkeit) ein wichtiges Thema sein. Die

Wirklichkeit, Praktiken und Deutungen der von der Lösung „De-Familialisie¬
rung" unmittelbar Betroffenen - der Kinder und ihrer Eltern - wird aber gar
nicht untersucht. Statt dessen werden Probleme mit hohem „Appeal" ins Spiel
gebracht-die „Kinderarmut"; die „Kinderkosten", das „Bildungsdefizit" sind

dafür gute Beispiel -, von deren „generell akzeptierter Problemhaftigkeit" man
schlicht meint ausgehen zu können, die man also - kaum erforscht - unter¬

stellt. Aus dem Blick gerät dabei, dass politisches Handeln zunächst der Lösung
des Problems des Machterhalts dient, u.a. durch Befriedigung mächtiger, par¬
tikularer Interessen bzw. durch deren Berücksichtigung. Solche Einwände sind

auch zukünftig zu bedenken, wenn Problemdiagnosen veröffentlicht und Prob¬

lemlösungen ins Spiel gebracht werden.
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